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An Einzelbeſtimm 
betrachten. N 

Das kleine Wörtchen „geſetzwidrig“ in § 2 erregt, wie an⸗ 
derer Beſprecher des E., ſo auch unſer Intereſſe. So unſcheinbar es 
iſt, fo dreht ſich ja um dasſelbe eine wichtige verwaltungsgerichtliche 
Controverſe, die dem E. entweder nicht bekannt war oder nicht be⸗ 
kannt ſein wollte. Im andern Falle verſtünden wir es nicht, daß ſte 
der E. in der Art behandelt, wie er es eben thut. 


Die officielle Auslegung will das „geſetzwidrig“ in dem weite⸗ 
ren Sinne verſtanden haben, in welchem Geſet überhaupt die in einem 
Rechtsfalle anwendbare Norm bezeichnet, Dieſer Anſicht ſchließt ſich der 
Beſprecher des E. in den „juriſtiſchen Blättern“ an, welcher meint, es 
liege zuvörderſt (1) am Tage, daß nicht das 0 im techniſchen 
Sinne gemeint ſein könne, weil im Bereiche des Verwaltungsrechts 
weite Gebiete zur Zeit abſoluter Herrſchergewalt ausſchließlich durch 
Verordnung geordnet ſeien. Dies iſt zwar kein Grund, denn der E. 
enthält der Beſchränkungen ſo viele, daß die Vermuthung weiterer 
Beſchränkung aus der ratio des Geſetzes nach der alten Auslegungs⸗ 
regel ihre volle Berechtigung hätte. Inwiefern jedoch in dieſer Moti⸗ 
virung der Gedanke ausgeſprochen ſein will, daß etwa erſt ſeit der 
Einführung des conſtitutionellen Syſtems in Oeſterreich von Geſetzen 
im kechniſchen Sinne die Rede fein könne oder daß wenigſtens alles 
dasjenige, was zur Zeit der abſoluten Regierungsform authentiſch als 
Verordnung bezeichnet wurde, ſeinem Beſtande nach nicht als Geſetz 
im Sinne der gegenwärtigen öſterreichiſchen ſtaatsrechtlichen Bedeutung 


1 


) Siehe Nr. 25 dieſes Jahrganges der Zeitſchrift. 


ungen des E. bleiben uns wenige mehr zu 


| angefehen werden könne, jo müſſen wir uns hiegegen auf das Ent⸗ 
ſchiedenſte verwahren. 

Die höchſt wichtige kaiſerliche Verordnung vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96, iſt in unſeren Augen ihrem Beſtande nach 
gegenwärtig eben ſo ſehr ein Geſetz als irgend ein mit Zuſtimmung 
des Reichsrathes erlaſſenes. Es mag allerdings ſchwierig ſein feſtzu⸗ 
ſtellen, was von den heute noch zu Recht beſtehenden Normen aus 
der Zeit der abſoluten Regierungsform Geſetz oder Verordnung im 
techniſchen Sinne ſei und die Anſichten hierüber können controvers ſein, 
aber der Unterſchied beſteht und die Frage muß im gegebenen Falle 
beantwortet werden. 

Wir halten für die Beantwortung dieſer Frage den Umſtand 
maßgebend, ob die betreffende Norm von dem Monarchen ausgeht und 
ob ſie ſich daher als unmittelbar durch denſelben geſetzt oder doch we⸗ 
nigſtens als auf einer ſpeciellen allerhoͤchſten Entſchließung oder Er⸗ 
mächtigung beruhend darſtellt, da der Monarch im abſoluten Staate 
die geſetzgebende Gewalt inne hat. Als ein weiteres Merkmal ſtellt es 
ſich dann heraus, ob die betreffenden Normen durch die Centralſtellen 
abgeändert oder aufgehoben werden können, ohne daß es eines kaiſer⸗ 
lichen Actes bedarf. In dieſem Sinne ſehen wir beiſpielsweiſe die 
Verordnung des Miniſtertums für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Bauten vom 14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, betreffend 
die Conceſſionen für Privat Eiſenbahnbauten als eine ihrem Beſtande 
und ihrer Wirkſamkeit nach den gegenwärtigen Geſetzen im techniſchen 
Sinne gleichſtehende an und dies formell aus dem Grunde, weil ſie 
ſich auf die allerhöchſte Entſchließung vom 8. September 1854 
gründet *). 

Der Thatſache gegenüber, daß der Unterſchied von Geſetz und 
Verordnung eine ſo wichtige Frage geworden iſt, daß Gelehrte wie 
Stein auf dieſen Unterſchied, wie wir geſehen, das Syſtem der Gel⸗ 
tendmachung öffentlicher Rechte aufbauen, daß daher der Begriff „Ge⸗ 
ſetz“ ein von Verordnung weſentlich verſchiedener und ſcharf zu 
trennender geworden iſt, erſcheint es wohl etwas gewagt, in einem 
Geſetzentwurfe ſich kurzweg des Ausdruckes geſe tz widrig zu bedienen 
und darauf in den Motiven zu erklären, daß unter Geſetz auch Ver⸗ 
ordnung zu verſtehen ſei. Dieſe Interpretation findet ihren Anhalts⸗ 
punkt im E. ſelbſt und zwar im § 8, nach welchem der Verwaltungs⸗ 
gerichtshof das Recht hat, über die Giltigkeit von Verordnungen zu 
entſcheiden, was zwecklos wäre, wenn er ohne Rückſicht auf die zu 
Grunde liegende Verordnung nur zu unterſuchen hätte, ob die Ver⸗ 
fügung oder Entſcheidung geſetzwidrig ſei. Doch die Zweckloſigkeit einer 
Beſtimmung eines Geſetzes iſt kein Grund, gegen den klaren Wort⸗ 
laut einer andern Beſtimmung zu interpretiren. 

Geheimrath Schmitt, welcher ſich, im Gegenſatze zu der paſſa⸗ 
geren Weiſe des E., mit der Frage nach den Entſcheidungsquellen der 


) Vergleiche zu dieſer Frage Nr. 5 dieſer Zeitſchrift vom Jahre 1871, S. 20, 
wo im Anſchluſſe an eine auf Grund der Verordnung vom 3. Mai 1853, R. G. Bl. 
Nr. 82, vorgekommene Fremdenausweiſung in dieſer controverſen Frage eine andere 

noch weiter gebende Anſicht vertreten wird. 


Verwaltungsgerichtsbarkeit (ob Geſetz oder Verordnung) eingehend 
beſchäftigt bat”), wendet ſich daher in der mehrcitirten Be⸗ 
ſprechung, SS. 35 und 36, indem er die officielle Auslegung als 
doch etwas bedenklich bezeichnet, entſchieden gegen dieſelbe. Die Beach⸗ 
tung der fpectfiichen Bedeutung des Wortes „Geſetz“ für die Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit und daher des Wörtchens „geſetzwidrig“ muß ihm, 
wie die Sache durch den E. geregelt iſt, Rechte geben. Theoretiſch da⸗ 
gegen theilen wir nicht die Anſchauung, welche die Verordnung als 
Rechtstitel im Verwaltungsrechtsſtreite ausgeſchloſſen ſehen möchte. 
Denn abgeſehen von den hier zur Frage kommenden, in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift ſchon ſeinerzeit eingehender erörterten theoretiſchen Bedenken“) 
wollen wir nur zu erwägen geben, daß aus jeder Norm für den ein⸗ 
zelnen Staatsbürger, den ſie berührt, nicht nur Pflichten, ſondern auch 
Rechte entſpringen, mindeſtens das Recht, nach der zu Recht beſtehen⸗ 
den Verordnung behandelt zu werden. Unſeres Erachtens wäre daher 
für geſetzwidrig rechtswidrig zu ſubſtituiren, ohne daß man bei 
dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft befürchten müßte, daß das Recht 
etwa in dem excluſiven Sinne von Straf- und Privatrecht oder gar 
ſubjectivem Recht aufgefaßt werden würde. 

Hinſichtlich der Competenz könnte der Verwaltungsgerichtshof 
mit den adminiſtrativen Behörden und zwar ſowohl ſtaatlichen als 
autonomen, mit den Gerichten und mit dem Reichsgerichte in Con⸗ 
flict gerathen. 5 

In richtiger Durchführung des Grundſatzes, daß die Admini⸗ 
ſtrativbehörde vor dem Verwaltungsgerichtshofe als Streittheil erſcheint, iſt 
durch den E. der Competenzconflict zwiſchen dem Verwaltungsgerichts⸗ 
hofe und der Adminiſtrativbehörde dann ausgeſchloſſen, wenn die aus⸗ 


ſchließliche Competenz derſelben und hiemit die Unzuſtändigkeit des 


Verwaltungsgerichtshofes behauptet wird. Denn in dieſem Falle hat 
über die Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichtshof zu entſcheiden. 
Allerdings hat dies auch ſeine üble Seite, und zwar darin, daß die 
Adminiſtrativ⸗ und namentlich autonome Behörde in dem Falle wenig 
geneigt ſein wird, ihrer im § 7 auferlegten Verpflichtung, im Falle ihre Verfü⸗ 
gung oder Entſcheidung aufgehoben wird, nachzukommen, wenn ſie der An⸗ 
ſicht war und iſt, daß der Verwaltungsgerichtshof ſeine Competenz über⸗ 
ſchritten und beiſpielsweiſe in einer Angelegenheit des freien Er⸗ 
meſſens entſchieden hat. 
auch in der That häufig ſehr controvers ſein, und die adminiſtrativen Be⸗ 
hörden werden geneigt ſein, dieſen Begriff ſo viel als möglich auszu⸗ 
dehnen. Wer jedoch aus der Praxis die Schwierigkeiten kennt, welche 
in Oeſterreich eine genaue Einhaltung und Scheidung der Grenzen 
der Competenz der gerichtlichen, autonomen und ſtaatlich adminiſtra⸗ 
tiven Organe dermalen bereitet, und wie viel Aufwand an Zeit (man 
denke an das Einvernehmen in gleicher Inſtanz ſtehender Behörden 
häufig nach rechts und links) und geiſtiger Thätigkeit (die Compe⸗ 
tenzentſcheidungen gehören häufig zu den ſchwierigſten) ) hierauf ver⸗ 
wendet wird, und wenn man ſodann erwägt, daß mit der, endlich 
abgeführten Competenzverhandlung, erſt unter neuerlichem Inſtanzen⸗ 
zug, die materielle Entſcheidung möglich wird, auf welche es doch 
eigentlich allein ankennt, ſo wird man die Beſtimmung des § 4 des 
E. mit größtem Danke entgegennehmen. 

Die Beſtimmung für die Entſcheidung von Competenzconflicten 
zwiſchen dem Verwaltungsgerichtshofe und den ordentlichen Gerichten 
ergibt ſich aus dem Beſtande des Reichsgerichtes als Competenzge⸗ 
richtes von ſelbſt. i 

Mit der von uns oben vertretenen Beſchränkung des Reichsge⸗ 
richtes als Competenzgericht wären die Competenzſtreitigkeiten zwi⸗ 
ſchen dem Verwaltungsgerichtshofe und dem Reichsgerichte von ſelbſt 
hinweggefallen Hingegen werden der Senat des § 10, beziehungsweiſe 
der den Vorſitz führende Präſident des oberſten Gerichtshofes oder 
ſein Stellvertreter, da ſich aller Wahrſcheinlichkeit nach in den meiſten 
Fällen Stimmengleichheit erheben wird, ein ſehr fruchtbares Feld ihrer 
Thätigkeit vorfinden, nachdem, wie wir oben gezeigt, bereits jetzt über 
die Competenz beider Gerichtshöfe Geheimrath Schmitt und der Be⸗ 


) Vergleiche die oben eitirte badiſche Zeitſchrift Nr. 17 vom J. 1870 (öfter. 
Zeitſchrift für Verwaltung vom J. 1871, Nr. 4 und 5); ferner die Entgegnungen in 
der öſterr. Zeitſchrift f. Verwaltung in den Nummern 7, 9 und 10 vom Jahre 1871; 
endlich Zeitſchrift für badiſche Verwaltung ꝛc. Nr. 7 vom J. 1871 (öfterr. Zeitſchrift 
f. Verw. v. J. 1871, Nr. 28). 

. ) Vergleiche die in der vorftehenden Note citirten Abhandlungen, insbe⸗ 
ſondere in Nr. 9 und 10 dieſer Zeitſchrift vom J. 1871. 

) Schon ein Blick in die in dieſer Zeitſchrift mitgetheilten praktiſchen Fälle 

beweist, welche Bedeutung im praktiſchen Rechtsleben Competenzangelegenheiten haben. 
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Ob eine Angelegenheit eine ſolche iſt, wird 


ſprecher, der „juriſtiſchen Blätter“ ſich in einer ſolchen Disharmonie 
befinden, daß jener faſt genau dasjenige als Gegenſtand des Verwal⸗ 
tungsgerichtes bezeichnet, was dieſer als Gegenſtand des Reichsgerichts 
(öffentlicherechtliche Anſprüche und öffentliche Rechte). Competenzſtrei⸗ 
tigkeiten mögen zwar die oft willkommene Gelegenheit bieten den 
Verſtand zu ſchärfen und ihn glänzen zu laſſen, das Volk dürfte 
ihrer aber in Defterreich bereits ſatt geworden ſein, während der § 10 
die Competenzſtreitigkeiten zwiſchen Verwaltungsgerichtshof und Reichs⸗ 
gericht mit einem gewiſſen breiten Behagen in Ausſicht nimmt 
und — was in dem E. nur höchſt ſelten geſchieht — noch eine 
beſondere Verordnung für dieſe jedeufalls unerquicklichen Streitigkeiten 
in Ausſicht ſtellt. x 

In den Competenzbeſtimmungen geſchieht des Staatsgerichtshofs 
keine Erwähnung, die Judicatur desſelben und des Verwaltungsge⸗ 
richtshofes ſchließen ſich ſomit nicht aus. Nicht aber deßhalb, weil 
etwa die Competenz derſelben ſich von vornherein ausſchlöſſe, ſondern 
es können vielmehr Fälle gedacht werden, in welchen die gleichzeitige 
Competenz beider Gerichtshöfe hinſichtlich derſelben Geſetzwidrigkeit 
platzgreifen kann. Wenn eine Angelegenheit im ſtaatlich adminiſtra⸗ 
tiven Wege ausgetragen iſt, ſo wird in den meiſten Fällen eine Ver⸗ 
fügung oder Entſcheidung des Miniſters vorliegen, und iſt dieſelbe 
geſetzwidrig, ſo wird nicht nur im Sinne des § 2 des Entwurfes 
der ſubjectiv Berechtigte beim Verwaltungsgerichtshofe klagen können, 
ſondern im Sinne des § 2 des Geſetzes vom 25. Juli 1867, 
R. G Bl. Nr. 101, wird auch der Miniſter dann beim Staats⸗ 
gerichtshofe geklagt werden können, wenn derſelbe vorſätzlich oder aus 
grober Fahrläſſigkeit die geſetzwidrige Verfügung oder Entſcheidung 
gefällt hat. Die Sanction für den ſubjectiv Berechtigten iſt der 
Schadenerſatz. Sogar in dem Falle, als der Staatsgerichtshof erkennt, 
daß die Amtsführung zwar eine geſetzwidrige war, aber dem Miniſter 
kein dolus oder lata culpa zur Laſt fällt, alſo aus levis culpa oder 
error geſetzwidrig amtirt wurde, kann der Miniſter nach dem Wort⸗ 
laute des § 6 und zwar in dieſem Falle von dem ordentlichen Rich⸗ 
ter auf Schadenerſatz belangt werden, denn in dieſem Falle wird das 
Urtheil, wenn es auch im Sinne des § 21 auf nichtſchuldig lautet, 
in den Gründen doch ausſprechen müſſen, daß die Amtsführung eine 
geſetzwidrige war. Wir halten dieſe Haftung des Miniſters vor dem 
Staatsgerichtshofe und durch den Staatsgerichtshof vor dem ordent⸗ 
lichen Gerichte, inſofern ſie über die politiſche Verantwortlichkeit 
hinausgeht, nicht nur für praktiſch werthlos und daher überflüſſig, 
ſondern auch für theoretiſch verfehlt, wie dies bereits ausgeſprochen 
wurde. Denn was hat denn ein Gerichtshof, deſſen Mitglieder von 
dem Reichsrathe gewählt werden und vor dem die Anklage dem 
Reichsrathe zuſteht, der daher in jeder Beziehung ein politiſcher und 
beſtimmt iſt zur gerichtlichen Controle dahin, daß die Miniſter im 
Einklange mit der Mehrheit der Volksvertretung regieren, mit Geſetz⸗ 
widrigkeiten der Miniſter auf Gebieten zu thun, von denen die Politik 
fo viel als möglich fern gehalten werden fol? Das hier Angeführte 
iſt ein Beiſpiel dafür, wie die Rechtsverhältniſſe bei uns immer com⸗ 
plicirter geſtaltet werden. Denn in dem vorliegenden Falle einer im 
ſtaatlich adminiſtrativen Wege geſetzwidrig erfolgten Verfügung oder 
Entſcheidung kommt auch noch die diseiplinäre und civilrechtliche 
Haftung des Art. 12 des Staatsgrundgeſetzes über die Ausübung der 
Regierungs⸗ und Vollzugsgewalt in Betracht, nicht nur die Miniſter⸗ 
verantwortlichkeit ausſchließend, wo bereits in einer unteren Inſtanz 
adminiſtrativ rechtskräftig entſchieden wurde, ſondern auch wenigſtens 
facultativ; neben einer ſolchen ſoll der Art. 12 nicht nur auf ſolche 
Fälle anwendbar ſein, in welchen keine Miniſterialentſcheidung erfolgt. 

Vollkommen gebilligt muß die Beſtimmung werden, daß die 
Mitglieder des Verwaltungsgerichtshofes im Allgemeinen nach den für 
richterliche Beamten beſtehenden Vorſchriften zu behandeln ſind (§ 12). 
Die Beſtimmung des § 14: Der- Verwaltungsgerichtshof verhandelt 
und entſcheidet regelmäßig in Senaten von vier Räthen und einem 
Vorſitzenden; vorbereitende Verſügungen und Incidenzentſcheidungen 
können auch in Senaten von zwei Räthen und einem Vorſitzenden 
beſchloſſen werden, — ſtimmt mit der Beſtimmung des § 100 der badi⸗ 
ſchen Verordnung über die Zahl der Stimmführer des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes überein. Auch der Verwaltungsgerichtshof des preußiſchen 
Geſetzes hat fünf Mitglieder, jedoch genügt die Anweſenheit von drei 
derſelben für Beſchlußfähigkeit (SS 41 und 42 des Geſetzes vom 
8. März 1861). Die Friſt von 30 Tagen des § 15 für die Ein⸗ 
bringung von Beſchwerden an den Verwaltungsgerichtshof entſpricht 


der regelmäßigen Recursfriſt an den Miniſter des Innern, der Ber- 
ordnung vom 22. Juni 1869, R. G. Bl. 116, welche Friſt vier 
Wochen beträgt. i 

Die Nichteinführung des Advocatenzwanges (§ 32) muß bei⸗ 
fällig aufgenommen werden, nur hätte derſelbe gänzlich beſeitigt wer⸗ 
den ſollen (Schlußabſatz des § 19). 

Was die Wiederherſtellungen anlangt, ſo ſchließt fie zunächſt 
der § 17 gegen die verſtrichene Friſt des § 15 aus. Anders der 
§ 79 der badiſchen Verordnung. Der § 44 beſtimmt, wider die Er⸗ 
kenntniſſe; des Verwaltungsgerichtshofes findet eine Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand nicht ſtatt. Eine ſolche kennt die badiſche Verord⸗ 
nung in drei Fällen, nach § 55 gegen auf Aus bleiben erlaſſene Er⸗ 
kenntniſſe, dies bietet keinen Vergleichspunkt, da nach § 53 das Aus⸗ 
bleiben nur als Verzicht auf den Vertrag mündlicher Ausführungen 
von den erkennenden Verwaltungsgericht angeſehen wird. Die Wieder⸗ 
herſtellung des § 78 der badiſchen Verordnung für derlei Betheiligte, 
welche bei den Verhandlungen nicht intervenirt haben, ſo wie die 
wegen neuer Thatſachen oder Beweiſe ſcheinen uns auf dem Stand⸗ 
punkte des Entwurres mit Recht ausgeſchloſſen. Denn abgeſehen von 
der Vorſchrift des § 25, kann der dritte Betheiligte nur um ſeine 
Rechtsausführungen auf Grund der gegebenen Thatſachen kommen und 
die ſchließliche Entſcheidung iſt nur eine negative; ebenſo ſchließt 
die Beſtimmung des § 6 über den Thatbeſtand, auf Grund deſſen 
zu entſcheiden iſt, die restitutio ob nova reperta principiell aus. 
Die Bestimmungen des § 45 endlich find logiſche Conſequenzen der 
Principien des Entwurfes und ſprechen übrigens auch für die Ver⸗ 
handlungsmaxime, insbeſondere entſpricht der Schlußſatz den SS 17 
und 44. Die übrigen Beſtimmungen bieten nichts, was in dem Rah⸗ 
men dieſer Beurtheilung noch einer Beſprechung zu unterziehen wäre. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


ur Behandlung privatrechtlicher Einwendungen bei Betriebsan⸗ 
1 lagen nach § 36 der Gew.⸗Ordnung ). 


Bei der commifftonellen Verhandlung, welche anläßlich des von 
der Spinnfabrik in T. auf dem erkauften Grundstücke Parcelle Nr. 
126 beabſichtigten Baues eines Keſſelhauſes ſtattfand, erklärten die 


Anrainer Vincenz U. und Laura Sch., gegen dieſen Bau unter der 5 


Bedingung nichts einzuwenden, daß hiedurch keine Veränderung oder 
Verſperrung des zu ihren Häuſern führenden Fahrweges Pareelle 
Nr. 1825/b erfolge, wie auch daß die Fabrik ſich verpflichte, et⸗ 
waigen durch den Keſſelhausbau entſtehenden Schaden jederzeit zu 
vergüten. Die Fabriksdirection dagegen erklärte, daß ſie auf ihrem 
Grunde baue, daß der erwähnte Fahrweg auf dem von ihr er⸗ 
kauften Grund und Boden und auf ihre Koſten hergeſtellt worden 
und ſomit ihr Privateigenthum ſei, daß ſie den genannten Anrainern 
die Mitbenützung des Weges freiwillig geſtattet habe und es in 
ihrem Belieben ſtände, dies wieder abzuändern, verwahrte ſich auch 
weiters gegen die Ableitung eines Rechtes auf den Fahrweg ſeitens 
der Anrainer. Hinſichtlich des von denſelben angeſprochenen even⸗ 
tuellen Schadenerſatzes erklärte fie ſich nur inſoferne haftbar, als ſie 
hiezu nach dem Gejege verpflichtet wäre. Der der Commiſſion bei⸗ 
gezogene Gemeindevorſteher beſtätigte, daß der in Frage ſtehende 
Fahrweg ein Privatweg der Fabrik und kein öffentlicher 
Fahrweg ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft ertheilte hierauf die Bewilligung 
zur Errichtung des projectirten Keſſelhauſes und verwies die Anrai⸗ 
ner U. und Sch mit ihrem Begehren bezüglich der Vermeidung 
jedes Schadens und der Leiſtung eines etwaigen Schadenerſatzes auf 
die Beſtimmungen des bürgerlichen Geſetzbuches und bezüglich des 
weiteren Begehrens hinſichtlich des Fahrweges, da derſelbe micht 
als ein öffentlicher erwieſen ſei, auf den Rechtsweg. 

Laura Sch. brachte gegen dieſe bezirkshauptmannſchaftliche 
Entſcheidung den Statthaltereirecurs ein, worin ſie hervorhob, daß 


) Vergleiche die Mittheilung in Nr. 29, S. 114 des Jahrganges 1871 dieſer 
Zeitſchrift. ö 
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die Fabrik nach Ankauf der Parcelle 126 den dieſelbe durchſchneiden⸗ 
den Weg caſſirte, wodurch ſie (Recurrentin) den Zugang zu ihrer 
Realität einzig und allein auf dem Fabrikswege Parcelle Nr. 1825 /b 
habe; dieſen ihr abzuſperren könne durchaus nicht im Belieben der 
Fabrik liegen, und ſei die Staatsverwaltung verpflichtet dafür zu 
ſorgen, daß der ſteuerzahlende Staatsbürger zu ſeinem Beſitzſtande 
gelangen könne. Dieſe Angelegenheit ſei eine politiſche, worüber 
die politiſche Behörde zu entſcheiden, nicht aber die Partei 
auf den Rechtsweg zu weiſen habe. Das Petit gipfelte darin, daß der 
Spinnfabrik die Errichtung eines Keſſelhauſes nur dann geſtattet 
werde, wenn ſie ſich verbindlich mache, die Recurrentin im freien Zu⸗ 
gange über den Fabriksweg nicht zu behindern oder aber derſelben 
den früher beſtandenen Weg wieder einzuräumen. 

Die Statthalterei hat den Erlaß der erſten Inſtanz im Grunde 
des § 36 der Gew.⸗Ord. dahin modificirt, daß die vorliegenden 
Falls erhobenen privatrechtlichen Einſprüche vorläufig im Rechtswege 
auszutragen ſind. 

Im Miniſterialrecurſe betonte die Fabriksdirection, daß die 
Anſprüche der Partei in der ſtrittigen Angelegenheit weder nachge⸗ 
wieſen noch beſcheiniget worden, durch die neue Anlage die angeblichen 
Privatrechte mit einer Verletzung um ſo weniger bedroht ſeien, als 
durch den Bau des Keſſelhauſes der Fabriksweg weder verändert noch 
verſperrt oder verengt werde und das Fahrwegrecht der Laura Sch., 
wenn es thatſächlich beſtände, durchaus nicht alterirt würde. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 17. Mai 1873, 3. 
6797, der Miniſterialberufung der Spinnfabrik Folge gegeben und unter 
Behebung der angefochtenen Statthaltereientſcheidung die in erſter 
Inſtanz ertheilte Genehmigung zur Herſtellung des in Frage ſtehenden 
neuen Keſſelhauſes wieder in Wirkſamkeit geſetzt — aus folgenden 
Gründen: 

„Nach den von der Direction der Baumwollfpinnfabrik in T. 
vorgelegten Plänen wird der zur Fabrik führende Weg durch die Her⸗ 
ſtellung des projectirten Keſſelhauſes weder verſperrt noch verengt 
oder ſonſt in irgend einer Weiſe berührt. Der Bau dieſes Keſſelhauſes 
ſteht hiernach mit der Frage, ob der Fahrweg ein öffentlicher Ge⸗ 
meindeweg ſei, oder ob der Laura Sch. und den anderen Anrainern 
aus einem privatrechtlichen Titel ein Recht auf die Benützung dieſes 
Weges zuſtehe, in keinem Zuſammenhange und es erſcheint ſomit unzu⸗ 
läſſig, die von Laura Sch. gemeinſchaftlich mit Vincenz U. bei der 
commiſſionellen Verhandlung erhobenen Anſprüche bezüglich des er⸗ 
wähnten Weges als privatrechtliche Einwendungen gegen den Bau des 
Keſſelhauſes anzuſehen und als ſolche gemäß § 36 Gew.⸗Ord. zu 
ehandeln. 

Es muß vielmehr den genannten Anrainern überlaſſen bleiben, 
ihre Anſprüche auf die Mitbenützung des Fahrweges je nachdem ſie 
ihre Berechtigung auf Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes oder 
aber auf die behauptete Oeffentlichkeit des Weges gründen, entweder 
bei den Gerichtsbehörden oder aber in der letzteren Richtung bei den zur Ent⸗ 
ſcheidung zunächſt berufenen Verwaltungsorganen geltend zu machen.“ 

Km. 


Notiz. 


(Beſchränknngen wegen Ziegenhaltens und Ziegenweidens 
im Küſtenlande.) Die nachfolgende, vom 13. Juli 1844, 3. 7504, datirte Guber⸗ 
nialkundmachung galt urſprünglich nur für Iſtrien, wurde aber ſpäter auch auf das 
Görzeriſche ausgedehnt; im Jahre 1870 (26. September, Z. 9550) wurde fie für 
Görz und im Jahre 1871 (3. 3139) für Iſtrien im Einvernehmen mit den Landes⸗ 
ausſchüſſen durch die küſtenländiſche Statthalterei in Trieſt republieirt. (Selbſtver⸗ 
ſtändlich treten nun die Bezirkshauptmannſchaften an Stelle der Kreisämter und Be⸗ 
zirkscommiſſariate.) „Das Halten der Ziegen iſt von nun an in der Regel nur auf 
eigenem Grunde geſtattet und der Durchtrieb der Ziegen auf öffentlichen Straßen 
und Gemeindewegen durchaus unterſagt; von den Gemeindeweiden ſind die Ziegen 
durchgehends ausgeſchloſſen, ausgenommen in jenen wenigen Gegenden, wo ſich die 
Gemeindegründe durchaus für kein anderes Vieh als für die Ziegen zur Weide eignen. 
In dieſem Falle müſſen die Weideplätze als ſolche von der Gemeinde genau bezeichnet 


werden und bei dem Bezirkscommiſſariate als ſolche in Vormerkung kommen. Im 
Iſtrianer Kreiſe wird ſich kaum eine Gemeinde finden, bei der dieſer Fall eintritt, wor⸗ 


über das Bezirkscmmmiffariat zu wachen hat, damit nicht gegen die gegenwärtige Be⸗ 
ſtimmung aus Unkenntniß oder böſem Willen verftoßen werde. Die Art der Einfriedung 


dieſer Weldepläge wird den Gemeinden überlaffen ; jedenfalls muß es aber in der Art 
geſchehen, daß die Anrainer durch die Ziegen in keiner Welſe beſchädigt werden 
können. Den Anrainern ſteht es frei, ihre diesfälligen Beſchwerden bei dem Bezirks⸗ 
commiſſariate und dem Kreisamte einzubringen und um Abhilſe zu bitten. Jeder 
Ziegeneigenthümer, deſſen Ziegen auf öffentlichen oder Gemeindewegen oder auf Ge. 
meindegrund betreten werden, verfällt für jedes Stück Ziegenvieh in eine Geldſtrafe 
von 1 fl., wovon die Hälfte dem Denunclanten und Ergreifer, die andere Häfte den 
Ortsarmen zufällt, abgeſehen von den Folgen, welche der § 1321 des a. b. G. B. 
feſtſetzt. Sollte die Strafe aus dem Werthe der Ziegen oder wegen Armuth überhaupt 
nicht ganz einbringlich fein, fo iſt nach vorausgegangener Entſchädigung im Sinne 
des $ 1321 des a. b. G B. mit angemeſſenem verſchärften Arreſte zu beſtrafen. Wo aus⸗ 
ſchlteßliche Gemeinde⸗Ziegenweiden ſind, haben die Ziegen ſtets dort zu bleiben und nur in 
jenen beſonders feſtgeſetzten Fällen, wo dies nicht thunlich iſt, find die Öffentlichen und Ge⸗ 
meindewege beſonders zu bezeichnen, auf welchen das Ziegenvieh beſonders durchgetrie⸗ 
ben werden darf. Im Uebrigen darf das Ziegenvieh auf öffentlichen und Gemeinde 
wegen nicht frei getrieben, ſondern muß geführt, getragen oder gefahren werden. Ge⸗ 
meindeinſaſſen, welche keinen Grundbeſitz haben, iſt das Halten der Ziegen verboten, 
außer in jenen Gegenden, wo ausſchließliche Ziegenweiden ſind. In dieſem Falle jedoch 
hat das Bezirkscommiſſariat dieſen Gemeindeinſaſſen eigene Licenzen nach Maßgabe 
des Bedarfes zu ertheilen und hiebei ſtrenge zu wachen, daß dadurch kein Mißbrauch 
entſtehe. Der bisherige Gebrauch des Eintriebes von fremdem Ziegenvieh wird ſtreng · 
ſtens unterſagt und gegen die fremden Ziegeneigenthümer im Betretungsfalle auf die 
obige Weiſe vorgegangen. Uebrigens bleiben die Bezirkscommiſſariate und Gemeinde⸗ 
verwaltungen verpflichtet, jenen gleich bel den Einbruchsſtationen den Eintrieb zu 
wehren. Die Gemeinden und die Bezirkscommlſſariate ſowie das Kreisamt haben über 
die Befolgung dieſer Vorſchrift ſtrenge zu wachen.“ N 


Perſonalien. 


Seine Majeftät haben dem Statthalter im Kronlande Oeſterreich unter der 
e e Freiherrn Conrad v. Eybesfeld die geheime Rathswürde tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Führer der Linzer ſtädtiſchen Stcherheitswache 
Michael Bacher das filberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeftät haben den Sectionsrath im Miniſterrathspräſidium Karl 
Stransky v. Heilkron zum Miniſterialrathe extra statum im Miniſterium für Cul⸗ 
tus und Unterricht ernannt. 0 

Seine Majeftät haben den Supplenten an der Univerſität in Lemberg Dr. 
Iſidor Szaranievicz zum ordentlichen Profeſſor der öſterr. Geſchichte an der ge: 
nannten Hochſchule ernannt. 

Seine Majeſtät haben den 
Poſtdirector in Czernowitz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Sectionsrathe des Finanzminiſteriums 
Moriz Ritter v. Dobler den Titel eines Hofrathes mit Nachſicht der Taxen ver⸗ 
liehen. 

3 Seine Majeftät haben die Ueberſetzung das Poſtdirectors in Lemberg Friedrich 
Seelig, als Oberpoſtdirector nach Graz geſtattet, und gleichzeitig den Bezirkshaupt⸗ 
mann in Grodek Anton Schiffner zum Oberpoſtdirector in Lemberg ernannt. 

Seine Mafeſtät haben dem Director des Gymnaſiums auf der Kleinſeite in 
Prag Dr. Mathias Kawka die erledigte Directorsſtelle am Prag⸗Altſtädter Gym⸗ 
nafium verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Poſtdirectoren, Oberpoſträthe Alois Heinrich in 
Brünn, Karl Glotz in Innsbruck, Moriz Ritter v Az in Linz, Anton Radda in 
Prag, Adolf Ritter v. Lama in Trieſt, Alexander Varges und Heinrich Kamler 
in Wien als Oberpoſtdirectoren, dann den mit dem Titel und Charakter eines Regie⸗ 
rungsrathes bekleideten Telegraphendirector in Wien, Karl Zelli als Obertele⸗ 
graphendirector beſtätigt, und den Telegraphendirector in Prag Joſeph Langer zum 
Obertelegraphendirector ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poftcontrolor Karl Krepins ki zum Oberpoſt⸗ 
commiſſär in Prag ernannt. i 

Der Handelsminiſter hat den Poſtdirections⸗Cafſeadjuncten Anton Stöckl 
zum Poſtcaſſendirector in Wien, ferner die Poſtdireckions⸗Caſſeadjuncten Franz 
Mas ner und Jakob Lawitſchka, dann den Poſtdirectionscaſſter Karl Wutt zu 
Poſtzahlmeiſtern, und die Poſtdirectionseaſſiere Gottfried Jolsdorf, Johann 
Neuſſer, Ignaz v. Götz, Karl Alleſch, Bernhard Schmuck, dann den Poſtamts⸗ 
controlor Marens Heinzel zu Hauptcafjieren der Poftcafje in Wien ernannt. 

Der Handels miniſter hat ernannt: 

zu Telegrapheninſpectoren und zwar: für das Handelsminiſterium die Tele⸗ 
graphen⸗Obercommiſſäre Johann Ulm, Alois Striegl und Karl Ipold, für die 
Telegraphendirection in Prag den Telegraphen⸗Obercommiſſär Wenzel Ulrich v. 
Adlerſtein, für jene in Wien den Telegraphen⸗Obercommiſſär Anton Hauſchka, 
und für die Telegraphen⸗Centralſtatlon in Wien, den Telegraphen⸗Amtsverwalter 
Engelbert Pilz; 

zu Telegraphen⸗Directionsſeeretären: m 

Die Telegraphen-Dbercommtffäre : Karl Mayerweg in Trieſt, Rudolf 
Morawetz in Lemberg, Franz Klau ſer in Linz und Alois Herzog in Graz; 
ferner die Telegraphencommiſſäre: Wendelin Colerus v. Geldern in Brünn, 
Florian Bouf und Franz Hellmann in Trieſt, Johann Sauheitl in Linz, 
Georg Höfert in Prag, Karl Grienſeyß in Wien, Alexander Stro ka in 
Lemberg, Prokop Urban in Wien, Franz Schidan in Brünn, Adolf Teiſchl in 


Poſidirectlonsſecretär Edmund Klimeſch zum 
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Graz. Ludwig Worel in Innsbruck, Alois Rieber in Czernowitz, Anton Weiß⸗ 
mann in Wien und den Telegraphen⸗Amtsverwalter Alois Auer in Zara: 

zu Telegraphen⸗Oberamtsverwaltern: : 

Die Telegraphen⸗Amtsverwalter: Valentin Käsbad für Prag, Gottfried 
Ortmann für Reichenberg, Franz Ertl für Brünn, Joſeph Zeilinger für Trieft 
Richard Matzenauer für Innsbruck, Adam Müller für Krakau, Alexander 
Angerer für Linz, Norbert Rambauſek für Czernowitz, Franz Bohus la w 
für Bregenz, Johann Bochnig für Lemberg, dann die Telegraphenamtscontrolore 
Joſeph Progatſcher für Graz und Joſeph Forbach für Salzburg; ferner: 

zu Telegraphen⸗Oberamtscontroloren: 

Die Telegraphenamtscontrolore Anton Schröckenfuchs für Trieſt, 
Eduard Pieter, Franz Binder, Joſeph Sebera, Rudolf Reber, Karl Wein⸗ 
wur m und Ignaz Freiherr v. Rüſtel für Wien und Joſeph Enderl für Prag. 

Der Handelsminiſter hat die Wiener Poſtamtscontrolore: Karl Sch leyer, 
Rudolf Kurzweil, Emanuel Welzel, Franz Leh mann, Franz Stadler, An- 
dreas Klier, Johann Bayer, Edmund Tullinger, Johann v. Pren, Joſeph 
Fiſcher, Anton Schubert, Ludwig Pelzl, Franz Noe, Karl Neumann, Alois 
Schramm, Theodor Winkler, Hans v. Hanſen, Johann Holaubek, Johann 
Stibral, Joſeph Amon, Anton Wittmann, Joſeph Theodor Köbler, Angelo 
Tornaghi, Michael Vital, Joſeph Kullmann, Franz Blaczek, Franz 
Schweppeſch, Joſeph Roſenwald und Johann Matzke zu Oberpoſtcontroloren 
ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Albert Ilg zum Cuſtos des 
Muſeums für Kunſt und Induſtrie ernannt. 

Der Cultusminiſter hat auf Grund allerhöchſter Ermächtigung den Profeffor 


der königl. Kunſtgewerbeſchule in Nürnberg, Auguſt Ort wein zum Director der 


Gewerbeſchule in Graz ernannt. . 

Der Ackerbauminiſter hat den königl. ung. Forſtingenieur und Tarator Franz 

Wondräk zum Oberforſtingenieur, dann den Forftconeipiften Adolf Ritter von 
Guttenberg in Innsbruck, den Forſtingenieur und Tarator Adolf Wähner in 
Wien, den Oberfdrfter Fofepp Glanz in Kutty, den Förſter Johann Max Schwei⸗ 
ger in Doll und den Oberförſter der f. b. Herrſchaft Freiwaldau Guſtav Förſter in 
Adelsberg zu Oberforftingenteuren der Forſt⸗ und Domänendirectionen ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergcommiſſär Theodor Borufka zum 
Bergrathe; die Bergrommiſſäre Victorin Pelikan, Adolf Michael, Guſtav 
Wehrle, Joſeph Gleich, Auton Kautny, Fear Winhofer und Alois Wa 3 
mer zu Oberbergcommiſſären; die Adjuncten Franz Aichinger, Anton Horinek 
und Ludwig Jaroljmek zu Bergeommiffären, dann den Bergbaueleven Joſeph 
Titl zum Adjunıten ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Forſtmeiſter Anton Unterberger zum 
Forſtrathe bet der n. ö. Statthalterei ernannt. 

Der Aderbauminifter hat zu Forſträthen ernannt: den mit Titel und Charak⸗ 
ter eines Forſtrathes ausgezeichneten Forſtinſpector Hermann Ritter v. Guttenb erg 
in Zara; den Forſtinſpector Joſeph Edl. v. Poſch in Linz; den Forſtinſpector Ed⸗ 
mund Swoboda in Prag und den Forſtinſpector Rudolf Zlik in Brünn; ferner 
dem Forſtmeiſter zu Idria Leopold Engelhart eine Forſtinſpectorsſtelle in Kärn- 
ten verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat ernannt: den k. k. Forſtconcipiſten Joſeph Klement 
zum Forſtinſpector bei der tirol. Statthalterei; den k. k. Förſter Johann Rider zum 
Forſtinſpector bei dem Trienter Statthaltereirathe; den k. k. Oberfbörſter Wilhelm 
Berg thold zum Forſteommiſſär in Kufftein; den k. k. Förſter Franz Gan ner zum 
Forſtcommiſſär in Imſt; den k. k. Förſter Franz Widmann zum Forſteommiſſär in 
Brunek; den k. k. Förſter Andrens Miller zum Forſtcommiſſär in Bozen; den k. k. 
Förſter Franz Ju da zum Forſteommiſſär in Cavaleſe; den k. k. Forſter Johann 
Franzel in zum Forſteommiſſär in Tione; den k. k. Förſter Johann Koderle zum 
Forſteommiſſär in Bregenz. 

Der Aderbaumininer hat den Conceptsprakticanten der Finanzprocuratur in 
Innsbruck Dr. Alfons v. E ceher zum Secretär bei der Forſt⸗ und Domänendirection 
in Innsbruck ernannt. U 

Der Ackerbauminiſter hat den Caſſier der Bergdirectlon in Idria Paul Po⸗ 
tiorek zum Hauptcaffier bei der Bergdirec. ion in Pribram ernannt. 


„S ET N ee 
Erledigungen. 


Adjunctenſtelle beim Kreisgerichte in Korneuburg mit der neunten Diäten 
claſſe, bis 15. Juli. (Amtsblatt Nr. 152.) 

Bauadzunckenftelle für den Staatsbaudienſt in Tirol mit der zehnten Diäten- 
claffe, bis 20. Juli. (Amtsblatt Nr. 152.) 

Staatsanwaltsſtelle in Trieft mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 15. Juli. 
(Amtsblatt Nr. 152.) 5 

Zwei Prakticantenſtellen bei der Statthalterei in Zara, mit Adjutum jährlicher 
500 oder 600 fl., bis 30. Juli. (Amtsblatt Nr. 158.) 

Sechs Adjunctenſtellen bei der Landeshaupkcaſſe in Wien mit der neunten 
Rangsclaſſe, eventuell eine Officialsſtelle mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 15. Juli. 
(Amteblatt Nr. 155.) e 

Fünf Geometersſtellen mit dem Taggelde von drei Gulden, und fünf Ver⸗ 
meſſungsdiurniſtenſtellen mit dem Taggelde von 1 fl. 50 kr. bei der Grundſteuer⸗ 
regulirung in Dalmatien, bis 10. Juli. (Amtsblatt Nr. 155.) 

Drei Finanzbezirksdirectorsſtellen in Olmütz, Iglau und Ung.⸗Hradiſch, mit 


der ſechsten Rangsclaſſe. 


Veer Finanzrathsſtellen in Brünn, Olmütz, Iglau und Ung.⸗Hradiſch, mit 
der ſiebenten Rangsclaſſe. 
Finanzſecretärs⸗ und Finanz⸗Obercommiſſärsſtellen, mit der achten Rangsclaſſe. 
Finanzcommiſſärsſtellen mit der neunten Rangsclaſſe. 
Finanzeoneipiſtenſtellen mit der zehuten Rangsclaſſe, und \ 
Conceptsprakticantenſtellen mit dem Adjutum jährlicher 500 bis 600 fl.; 
ſämmtliche in Mähren, bis 21. Juli. (Amtsblatt Nr. 155.) 
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